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Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 

Ich rufe nun den Zusatzpunkt 1 auf:

Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN

Durchwinken des SWIFT-Abkommens durch
die Bundesregierung und Umgehung des Eu-
ropäischen Parlaments

Ich eröffne die Aussprache. Als erster Redner hat das
Wort der Kollege Dr. Konstantin von Notz für die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen.

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren!
Nach diesem Wahlkampf konnte man ausgesprochen ge-
spannt darauf sein, wie die FDP es in Regierungsverant-
wortung mit den Bürgerrechten hält. Nachdem sich der
Parteivorsitzende im Wahlkampf selber zur Freiheitssta-
tue der Republik ernannt hat und die FDP bei allen De-
monstrationen für Freiheitsrechte vornewegmarschiert
ist, war das SWIFT-Abkommen die erste Nagelprobe:
Wie verhält sich die rhetorische Stärke zur Realität?
Diese Nagelprobe – das können wir heute mit Sicherheit
sagen; seit Montag ist es amtlich – haben Sie nicht be-
standen. Sie sind umgefallen. Sie haben nicht nur gewa-
ckelt, sondern sind umgefallen. Sie haben Ihre Prinzi-
pien und Ihre Wahlkampfversprechen an der Garderobe
des Regierens abgegeben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD und der LINKEN – Josef Philip
Winkler [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Un-
geheuerlich!)

Meine Erwartungen waren gar nicht so hoch, muss
ich sagen, aber die Geschwindigkeit, mit der Sie nach
nur sechs Wochen entgegen allen vorher gemachten Er-
klärungen diese Dinge einfach so von sich werfen und
die Hand zu diesem Abkommen heben bzw. es einfach
passieren lassen, hat mich doch erstaunt.

Dabei war die Ausgangssituation im Grunde gut. Sie
hatten alle möglichen Allianzen, die Ihnen zur Seite ge-
standen hätten, um hier für wirklich gute Datenschutz-
standards zu kämpfen. Sämtliche Bürgerrechtsorganisa-
tionen, der Bundesdatenschutzbeauftragte und die
europäischen Datenschutzbeauftragten, der Bundesrat,
die deutsche Bankenaufsicht, der BDI, das Europäische
Parlament, alle Fraktionsvorsitzenden – natürlich der
Grünen, aber auch Ihrer eigenen Fraktionen – im Euro-
päischen Parlament, all sie waren Alliierte, um für hohe
Datenschutzstandards zu kämpfen. Sie haben dies nicht
genutzt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)

Das ist umso erstaunlicher, als Sie bei den vielen va-
gen, wachsweichen, butterweichen Vereinbarungen, die
Sie in den Koalitionsvertrag geschrieben haben, in ei-
nem Punkt relativ klar waren. Als ich das las, dachte ich:
Respekt. Sie haben nämlich geschrieben: Wir machen
SWIFT nicht mit, ohne dass ein hohes Datenschutz-
niveau gehalten wird und effektive Rechtsschutzmög-
lichkeiten gegeben sind. Dieses Versprechen, das Sie so-
gar im Koalitionsvertrag verankert haben, haben Sie am
Montag gebrochen, indem Sie dieses Abkommen ohne
relevante, sondern mit rein kosmetischen Verbesserun-
gen haben passieren lassen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Die Unzufriedenheit in Ihren eigenen Reihen ist er-
heblich; man kann sie den Presseäußerungen entnehmen.
Die Justizministerin selbst spricht davon, dass sie un-
glücklich ist; so sei es nicht gemeint gewesen. 

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und von der SPD: Oh! – Zuruf von der SPD:
Tritt sie zurück?)

Ich habe gehört, ein junger Kollege von Ihnen empfindet
bezüglich des Verfahrens und des Ergebnisses Brechreiz;
so stand es in der Zeitung. An dieser Stelle darf ich Ih-
nen sagen: Sie sind nicht mehr in der Opposition. Diese
Rhetorik im Nachhinein ist gänzlich unangebracht. Sie
regieren mit, um mitzugestalten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)
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Wenn man das dann beim entscheidenden Punkt, wenn
es darauf ankommt, nicht macht, dann muss man sich
fragen, ob man in der Regierung überhaupt gut aufgeho-
ben ist. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD – Gisela
Piltz [FDP]: Ich kann auch nichts dafür, dass
Sie lieber hier säßen!)

Statt einzugreifen und die Koalitionskarte zu ziehen, ha-
ben Sie es einfach passieren lassen. Vom Außenminister,
der Freiheitsstatue, ist seit Wochen kein Wort zu hören. 

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ah! Westerwelle!)

Er hätte ganz leicht einen Anruf bei Frau Merkel tätigen
und sagen können: So geht das nicht. Wir haben im Ko-
alitionsvertrag etwas anderes vereinbart. – Das haben
Sie bewusst nicht gemacht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Nun haben wir als Ergebnis dieses beschämende Ver-
fahren, und die mühsam erkämpften europäischen Da-
tenschutzstandards werden jetzt zulasten von 500 Mil-
lionen Europäerinnen und Europäerin abgesenkt. Das
Erschreckendste daran ist, dass Sie bei dem einzigen
Punkt, bei dem Sie im Koalitionsvertrag Farbe bekannt
haben, eingeknickt sind. 

(Reinhard Grindel [CDU/CSU]: Ich erwarte,
dass Sie jetzt die CDU kritisieren! Was ist
denn das für eine Rede?)

– Von Ihnen habe ich gar nichts anderes erwartet, als
dass Sie für so etwas die Hand heben,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN – Reinhard Grindel [CDU/CSU]: Dann
ist ja gut!)

aber bei der FDP hatte ich noch seichte Hoffnung. 

Wenn man bedenkt, dass Sie für alle anderen Punkte
bezüglich Bürgerrechten und Datenschutz nur wachs-
weiche Ergebnisse ausgehandelt haben und hier den ein-
zig kernigen Punkt aus Ihrem Koalitionsvertrag sofort
verraten haben, dann kann einem um die Bürgerrechte
und den Datenschutz in diesem Land unter dieser Regie-
rung nur angst und bange sein. 

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Herr Kollege Dr. von Notz, das war Ihre erste Rede in

diesem Haus. Ich gratuliere Ihnen sehr herzlich, verbun-
den mit den besten Wünschen für Ihre weitere parlamen-
tarische Arbeit.

(Beifall)
Nächster Redner ist für die CDU/CSU-Fraktion der
Kollege Dr. Hans-Peter Uhl. 

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Dieter
Wiefelspütz [SPD]: Trinken Sie sich bitte Mut
an, Herr Uhl! Jetzt Mut antrinken! – Gegenruf
des Abg. Reinhard Grindel [CDU/CSU]: Bei
Ihnen reicht schon Wasser, Herr Wiefelspütz!)

Dr. Hans-Peter Uhl (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine verehrten Kolleginnen und

Kollegen! Lieber Dieter Wiefelspütz, ich bitte, jetzt
Ruhe zu bewahren.

Lassen Sie mich einige Anmerkungen zu SWIFT ma-
chen. Wenn richtig gezählt wurde, werden pro Tag
11 Millionen Überweisungsdaten erfasst. Man kann sich
leicht vorstellen, dass unter einer Flut von 11 Millionen
Daten am Tag eine Fülle von hochsensiblen Daten ist,
die es zu schützen gilt, dass darunter aber auch Daten
ganz anderer Art sind, aus dem Wirtschaftsleben und aus
dem privaten Bereich, die dem Datenschutz unterliegen.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Leider nicht mehr!)

Nach den Ereignissen des 11. September 2001 war es
nur folgerichtig, dafür zu sorgen, dass die Daten, die zur
Terrorbekämpfung erforderlich sind, um die Finanz-
ströme unter Terroristen aufzudecken, herausgefiltert
werden.

(Frank Hofmann [Volkach] [SPD]: Wie viele
Fälle wurden dadurch denn schon aufgedeckt,
Herr Uhl? Nennen Sie doch mal eine Zahl!)

Dieses Ziel haben die USA mit Recht verfolgt und sind
dabei – ich möchte es einmal so sagen – beherzt ans
Werk gegangen.

(Christine Lambrecht [SPD]: Oh! „Beherzt“
nennen Sie das! Interessant! – Dr. Dieter
Wiefelspütz [SPD]: „Verfassungswidrig“ heißt
heute also „beherzt“! Das ist unglaublich!)

Dieses Vorgehen war mit den Gesichtspunkten des
Datenschutzes nach unserer Vorstellung nur noch am
Rande in Übereinstimmung zu bringen. Deswegen ha-
ben sich die Bundesregierung und die Europäische
Union bemüht, mit den Amerikanern zu verhandeln, um
sicherzustellen, dass man einerseits nicht bei der Terror-
bekämpfung stört, andererseits aber den Erfordernissen
des Datenschutzes gerecht wird.

(Christine Lambrecht [SPD]: Sie wollten dem
Datenschutz gerecht werden? Wodurch denn?
Was haben Sie dafür getan? – Gerold
Reichenbach [SPD]: In Ihrem Arbeitszeugnis
müsste stehen: stets bemüht, aber durchgefal-
len!)

Im Ergebnis haben die Amerikaner der EU zugesagt,
dass sie mit den Daten, die sie herausfiltern, verantwor-
tungsvoll umgehen werden. Aufgrund dieser Zusage hat
der damals zuständige Bundesfinanzminister in einem
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Brief amtlich festgestellt – ich zitiere die letzten Sätze
dieses Briefes –:

Wir danken Ihnen

– den USA –

für Ihre Mitwirkung in dieser Frage; sie zeigt, wie
sehr wir gemeinsam entschlossen sind, die bürgerli-
chen Freiheiten zu wahren, den Terrorismus zu be-
kämpfen und für ein reibungsloses Funktionieren
des internationalen Finanzsystems zu sorgen.

So äußerte sich Peer Steinbrück im Juli 2007 zu der Zu-
sage der USA.

(Frank Hofmann [Volkach] [SPD]: Wir haben
das damals aber nicht entschieden! Ihr habt das
so gewollt! Ihr habt das auch entschieden! –
Clemens Binninger [CDU/CSU]: Peer
Steinbrück ist übrigens in der SPD! – Hartmut
Koschyk [CDU/CSU]: Interessant! Ich hoffe,
Sie haben genau zugehört, Herr Wiefelspütz!)

Was ist nun neu?

(Christine Lambrecht [SPD]: Dass es damals 
noch kein solches Abkommen gab!)

Neu ist, dass diese Zusage in das SWIFT-Abkommen,
über das wir hier und heute diskutieren, Eingang gefun-
den hat. Jetzt werden diese Regelungen für beide Seiten
verbindlich. 

Auf die Vorteile des SWIFT-Abkommens möchte ich
nicht im Einzelnen eingehen – ich nehme an, dass meine
Nachredner dies noch tun werden –, sondern nur eines
sagen: Bundesinnenminister de Maizière ist am Montag
dieser Woche nach Brüssel geflogen.

(Dr. Dieter Wiefelspütz [SPD]: Was hat er da 
eigentlich gemacht?)

Dort hat er sogar noch mehr erreicht.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Alles Lyrik!)

Er hat erreicht, dass die Geltungsdauer des Interimsab-
kommens auf neun Monate begrenzt wird. 

Außerdem gibt es seit Montag dieser Woche unter Ju-
risten einen Streit darüber, welche Rolle das Europäische
Parlament in Bezug auf das Interimsabkommen spielt.

(Christine Lambrecht [SPD]: Keine! Leider!)

Es lässt sich mit guten Argumenten die Rechtsmeinung
vertreten, dass das Europäische Parlament dieses Inte-
rimsabkommen, das am Tag zuvor ausgehandelt worden
ist, nach dem Lissabon-Vertrag noch stoppen kann, in-
dem es dagegenstimmt,

(Dr. Dieter Wiefelspütz [SPD]: Können Sie
auch einmal selbst nachdenken, Herr Uhl? Für
wie realistisch halten Sie das?)

sodass es nicht umgesetzt werden kann. Ich sage Ihnen:
Wie es um diese Rechtsmeinung steht, kann eigentlich
dahingestellt bleiben, weil die Europäische Kommission
niemals daran denken wird, dieses Interimsabkommen
zur Anwendung zu bringen, wenn das Europäische Par-
lament es zuvor abgelehnt hat. Das wird sie nicht tun.

(Josef Philip Winkler [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Es kann aber nur noch in Gänze
abgelehnt werden!)

Zweitens. Das Europäische Parlament kann sich so-
fort an die Arbeit machen und mit den USA ein Nachfol-
geabkommen zu diesem Interimsabkommen, das in neun
Monaten fertiggestellt sein muss, aushandeln. Das heißt,
das Europäische Parlament ist in einer doppelten Vorteil-
haftigkeit:

(Lachen bei Abgeordneten der SPD, der LIN-
KEN und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Es kann das ausgehandelte Abkommen stoppen und ein
neues aushandeln.

(Josef Philip Winkler [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das, was Sie da gerade sagen,
glauben Sie hoffentlich selbst nicht, Herr Uhl! –
Dr. Dieter Wiefelspütz [SPD]: Sie sind ein re-
gelrechter Traumtänzer! – Christine Lambrecht
[SPD]: Unverfroren, so etwas zu behaupten!
Wie können Sie nur von „Vorteilhaftigkeit“
sprechen?)

Jetzt komme ich zu Ihnen, meine Damen und Herren
Parteigenossen von Peer Steinbrück, der das Ergebnis,
das er ausgehandelt hat, so gut fand. Auch Sie sind auf-
gerufen, ihm zu zeigen, dass man in Verhandlungen mit
den USA in Sachen Datenschutz noch mehr herausholen
kann.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Erst einmal muss man Nein sagen, nicht etwas
herausholen!)

Das Nachfolgeabkommen wird natürlich auch vom deut-
schen Parlament begleitet werden können.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Soll ich Ihnen vielleicht ein Glas Honig
ans Rednerpult tragen, Herr Kollege?)

Auch dies ist ein Ergebnis des Lissabon-Vertrages. Nach
dem EU-Zusammenarbeitsgesetz kann der Bundestag im
Hinblick auf das Nachfolgeabkommen entscheiden, wel-
che Vorgaben er der Bundesregierung für die Verhand-
lungen mit auf den Weg gibt.

Ich fasse zusammen: Das Europäische Parlament ist
Herr des Verfahrens. Das deutsche Parlament ist auch
Herr des Verfahrens. Wir alle haben aus diesem Abkom-
men das Beste gemacht.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Nein! Eben nicht! – Dr. Dieter Wiefelspütz
[SPD]: Und der Minister hat sich enthalten,
genau!)

Einen letzten Satz zum Abstimmungsverhalten. Wa-
rum hat sich Minister de Maizière enthalten? 

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Genau! Warum?)
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Das Abkommen, das wir am Montag zu behandeln hat-
ten, ist aus der Sicht des Datenschutzes zu unperfekt, um
ihm zuzustimmen; es ist aber aus der Sicht der Terrorbe-
kämpfung zu wichtig, um es abzulehnen. Deswegen war
die Enthaltung das Richtige.

(Beifall bei der CDU/CSU – Renate Künast
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das BKA
sagt: Das ist vollkommen unsinnig!)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Nächste Rednerin ist die Kollegin Dr. Eva Högl für

die SPD-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dr. Eva Högl (SPD): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Was für Pirouetten man hier drehen kann! 

Aber ich beginne mit Europa. Gestern war ein wirk-
lich guter Tag für Europa: Der Vertrag von Lissabon trat
in Kraft. Damit haben wir eine super Rechtsgrundlage:
mehr Bürgernähe, mehr Transparenz, mehr Demokratie,
verbindliche Grundrechte und eine klare Zuweisung der
Kompetenzen. Das ist ein wirklicher Erfolg, den Europa
feiert. 

Was aber leistet sich der Rat der Innenministerinnen
und Innenminister, und die deutsche Bundesregierung
beteiligt sich daran? Einen fulminanten Fehlstart und
eine gezielte Missachtung

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der LIN-
KEN und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

nicht nur des Europäischen Parlaments, sondern auch
der Bürgerrechte. Einen schlechteren Start für den Ver-
trag von Lissabon hätte es nicht geben können. 

(Dr. Dieter Wiefelspütz [SPD]: Peinlich!)

Gerade das SWIFT-Abkommen wäre eine Möglichkeit
und eine gute Gelegenheit gewesen, das Vertrauen der
Bürgerinnen und Bürger in die Europäische Union und
in die jetzt auch auf der europäischen Ebene garantierten
Bürgerrechte zu stärken; aber das Gegenteil ist der Fall. 

Wir haben mit dem Vertrag von Lissabon erreicht,
dass die wichtigen Bereiche der Justiz- und der Innenpo-
litik endlich vergemeinschaftet werden und das Europäi-
sche Parlament endlich mitentscheiden kann. Das ist
eine wichtige Errungenschaft; denn hierbei geht es im-
mer um Rechtsschutz und Bürgerrechte. Damit werden
diese wichtigen Bereiche nicht mehr hinter verschlosse-
nen Türen, sondern öffentlich verhandelt und beraten. 

Mit dem Beschluss des Innenministerrates vom
Montag wird aber der Vertrag von Lissabon genau einen
Tag vor seinem Inkrafttreten bewusst ignoriert und das
Europäische Parlament gezielt missachtet. Das, sehr ge-
ehrter Herr Kollege Uhl, als Stärkung des Parlaments
hinzustellen und das Parlament als Herr des Verfahrens
zu bezeichnen, ist – gestatten Sie, wenn ich das sage –
einigermaßen absurd.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Mit diesem abenteuerlichen Vorgang wird das Vertrauen
der Bürgerinnen und Bürger in die Europäische Union
und in die europäische Demokratie nicht gestärkt, son-
dern mit Füßen getreten. Wenn jetzt nachträglich verein-
bart wurde, dass das Europäische Parlament sich auch
noch äußern darf, ist klar, dass dieser Geburtsfehler nie
wieder gutgemacht werden kann und dass es vom guten
Willen des Rates abhängt, ob das Parlament beteiligt
wird.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte an dieser Stelle jedoch nicht nur das Ver-
fahren kritisieren – und da gibt es viel zu kritisieren –,
sondern auch den Inhalt des Abkommens. Das SWIFT-
Abkommen stellt einen gravierenden Eingriff in die
Grundrechte der Bürgerinnen und Bürger dar. Das sagen
nicht nur Datenschützerinnen und Datenschützer, das
sagt auch die Kreditwirtschaft, das sagt der BDI, und das
sagt nicht zuletzt der Landesgruppenvorsitzende der
CSU im Europäischen Parlament. 

(Gisela Piltz [FDP]: Schade, dass die SPD das 
in den letzten zwei Jahren nicht erkannt hat!)

Die Bundesregierung selbst führt es aus in ihrer Erklä-
rung, warum sie dem Abkommen nicht zustimmen
konnte: Wichtige Fragen des Datenschutzes – Löschung
und Verwendung der Daten, gerichtlicher Rechtsschutz –
seien nur befriedigend geregelt; deshalb habe sie nicht
zustimmen können. Wenn die Bundesregierung zu die-
sem Ergebnis gekommen ist, hätte sie sich niemals ent-
halten dürfen; denn es war völlig klar, dass sie mit ihrer
Enthaltung ermöglicht, dass das SWIFT-Abkommen un-
terzeichnet wird und in Kraft treten kann. Wenn die Bun-
desregierung festgestellt hat, dass Grundrechte nicht
ausreichend geschützt sind, wäre es ihre Pflicht gewe-
sen, dieses Abkommen zu verhindern. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Ich stelle auch fest – mit Blick auf die Bundesministe-
rin der Justiz –, dass der Koalitionsvertrag der Regie-
rungsparteien bereits wenige Tage nach seinem Inkraft-
treten obsolet ist. 

(Dr. Dieter Wiefelspütz [SPD]: Vielleicht er-
greift die Justizministerin ja das Wort!)

Im Koalitionsvertrag steht nämlich eine deutliche Pas-
sage zu SWIFT: dass ein hohes Datenschutzniveau ge-
fordert ist. 

Ich habe gelesen, dass die Bundesministerin der Justiz
diesem Abkommen nicht zugestimmt hätte, dass es ge-
gen ihren Willen zustande gekommen sei. Frau Bundes-
ministerin, ich darf Sie fragen: Wo waren Sie in dieser
Debatte, wo waren Sie, als es um den Schutz der Grund-
rechte ging?
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Wir erinnern uns noch an Ihren Rücktritt im Zuge der
Debatte um den großen Lauschangriff. Wir werden das
nicht vergessen. Wir hatten damals großen Respekt vor
Ihnen, Frau Leutheusser-Schnarrenberger. Jetzt haben
Sie bereits, bevor Sie überhaupt angefangen haben zu re-
gieren, eine empfindliche Niederlage erlitten. Es ist eini-
germaßen abenteuerlich, wenn sich die Bundesregierung
an dem wichtigen Punkt „Datenschutz und Bürger-
rechte“ so erbärmlich präsentiert und auch von der FDP
nichts als heiße Luft kommt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der LIN-
KEN und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich komme zum Fazit: Die Bundesregierung schert
sich weder um den so wichtigen Vertrag von Lissabon
noch um die Grund- und Bürgerrechte. Es wurde erneut
eine wichtige Chance vertan, Europa der Bevölkerung
näherzubringen und eine bürgernahe Politik zu machen.

Ich hoffe sehr, dass wir, wenn es um die Ratifizierung
geht, hier im Bundestag zeigen, wie wichtig uns die Bür-
gerrechte und der Datenschutz sind. Ich hoffe natürlich
auch sehr, dass das Europäische Parlament dies ebenso
deutlich macht und dieses Abkommen ablehnt und der
Rat sich dann daran hält. Sie als Bundesregierung for-
dere ich auf: Korrigieren Sie Ihren Kurs zum Wohle aller
Europäerinnen und Europäer.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Für die FDP-Fraktion spricht nun die Kollegin Gisela

Piltz.

(Beifall bei der FDP – Gerold Reichenbach
[SPD]: Jetzt wird’s heldenhaft! – Jürgen Trittin
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Einfach ak-
zeptieren!)

Gisela Piltz (FDP): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Herr von Notz, ich will Ihnen, weil das heute Ihre Jung-
fernrede war – herzlichen Glückwunsch auch von uns
dazu –, einmal zugutehalten, dass Sie vergessen haben,
was unter Rot-Grün im Bereich der Bürgerrechte alles
umgefallen ist:

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Christine Lambrecht [SPD]:
Zur Sache!)

Luftsicherheitsgesetz, Terrorismusbekämpfungsgesetz,
Sie haben das Bankgeheimnis aufgegeben und das erste
Fluggastdatenabkommen verhandelt. Ihr Außenminister
ist das gewesen.
(Dr. Hans-Peter Uhl [CDU/CSU]: Richtig, On-
linedurchsuchung! – Gerold Reichenbach
[SPD]: Sie haben bewiesen, dass Sie noch
mehr mitgemacht hätten!)

Sich jetzt hier hinzustellen und zu sagen: „Wir haben im-
mer alles für Bürgerrechte getan“, ist so etwas von un-
redlich, dass das wirklich auf keine Kuhhaut mehr geht.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Dr. Konstantin von Notz
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Eine etwas
andere Zeit!)

Die Zustimmung des Rates der EU zum SWIFT-Ab-
kommen stellt die FDP nicht zufrieden; das muss man
ganz deutlich sagen.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Mir gefällt das auch nicht!)

Auch die Begeisterung der CSU hält sich ja tatsächlich
in Grenzen; das ist hier allen bekannt. Insbesondere fehlt
ein effektiver Rechtsschutz,

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aha!)

die Löschungsfristen sind mit fünf Jahren zu lang, 

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: So ist es! – Renate Künast
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Fünf Jahre!)

Auskunfts- und Berichtigungsrechte sind nicht vorgese-
hen. Das wollen wir in Zukunft ändern.

(Christine Lambrecht [SPD]: Warum nicht
jetzt? – Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: In Zukunft! – Renate Künast
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Hätten Sie
gar nicht erst angefangen!)

Wir teilen die Bedenken der Datenschützer und auch der
deutschen Wirtschaft. – Frau Künast, Lautstärke ersetzt
kein Argument. 

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich höre Ihnen immerhin zu!)

Das wollte ich Ihnen schon immer einmal sagen.

(Beifall bei der FDP – Christine Lambrecht 
[SPD]: Ihre Rede auch nicht!)

Ein Traumstart für den Datenschutz sieht in der Tat
anders aus; das wissen wir. Aus unserer Sicht ist es kein
überzeugendes Argument, ein schlechtes Abkommen zu
schließen, um überhaupt eines zu haben.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Haben Sie aber! – Weitere Zurufe
vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Aha!)

Gäbe es das Abkommen nicht, könnten die USA na-
türlich auch über Rechtshilfeersuchen Daten abfragen;

(Reinhard Grindel [CDU/CSU]: So ist es!)

das muss man einmal ganz klar sagen.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber mit Einzelfallprüfung!)
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Gisela Piltz
Aus unserer Sicht bestand auch keine Eile. Man hätte
sich gut und gerne die Zeit nehmen können, das Abkom-
men noch einmal besser nachzuverhandeln. Es tritt ja
erst am 1. Februar 2010 in Kraft. 

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
SPD und der LINKEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, auch
Sie können hier so laut brüllen, wie Sie wollen: Dieses
Ei haben Sie uns ins Nest gelegt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU  – Christine Lambrecht [SPD]:
Aber Sie haben es entschieden!)

Sie haben das zu verantworten – nicht diese Regierung,
sondern die Vorgängerregierung. 

(Zurufe von der SPD – Renate Künast
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist
Quatsch! Das stimmt doch überhaupt nicht!
Sie dürfen jederzeit Nein sagen!)

Erfunden hat das der SPD-Finanzminister Steinbrück
und nicht ein Minister dieser Regierung. Sie haben zwei
Jahre lang keinen Ton zu SWIFT gesagt.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Sie haben zwei Jahre lang den Mund gehalten. Sich jetzt
hier so aufzublasen, ist eine Unverschämtheit für den
Datenschutz; das muss hier einfach einmal gesagt wer-
den.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie müssen doch nicht Ja sagen, wenn
es falsch ist!)

Wir haben hier Ihre Erblast übernommen, und Sie ha-
ben, obwohl die schwedische Ratspräsidentschaft noch
vor drei Wochen erklärt hat, es werde nicht nachverhan-
delt, den Mund wieder nicht aufgemacht. Wir haben mit
unserer Ministerin und dem Druck aus unserer Fraktion
erreicht, dass wenigstens noch nachgebessert worden ist.
Das müssen Sie einfach einmal zur Kenntnis nehmen.

(Beifall bei der FDP)

Es ist immer noch besser gelaufen als mit Ihnen. Das
muss man hier einfach einmal klar und deutlich sagen. 

(Christine Lambrecht [SPD]: Das ist ja jetzt
wirklich die Krönung! – Dr. Dieter
Wiefelspütz [SPD]: Unterirdisch ist das!)

Es ist so: Es endet in neun Monaten. Wir erwarten
von der Regierung und insbesondere von Ihnen, Herr
Bundesinnenminister, dass Sie das in unserem Sinne
nachverhandeln. Das ist unsere hohe Erwartung an Sie. 

(Dr. Dieter Wiefelspütz [SPD]: Enthalten! –
Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Das
hätten Sie vorher verlangen sollen!)

Wir helfen Ihnen dabei und sind, ebenso wie die CSU
und, ich denke, auch die CDU, an Ihrer Seite. Das gilt
auch für Ihre Fraktion im Europäischen Parlament.
Eines muss man Ihnen von der SPD aber auch noch
sagen: Das Europäische Parlament hat jetzt die Gelegen-
heit, Ja oder Nein zu sagen.

(Christine Lambrecht [SPD]: Sie hätten sie 
schon gehabt!)

So, wie ich das gehört habe, hat Ihre SPD-Fraktion im
Europäischen Parlament im Moment nicht die Traute,
Nein zu sagen. Auch das ist etwas, woran sich die SPD
in Sachen Datenschutz messen lassen muss.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Hier im Bundestag die Klappe aufzureißen, aber in Brüs-
sel nicht zu springen, bringt dem Datenschutz nichts. 

(Widerspruch bei der SPD)

Wenn Sie Verantwortung übernehmen müssen, tun Sie es
nicht. Aber dann hier die anderen anzugreifen, ist billig.
Das hätte ich Ihnen als Opposition gar nicht zugetraut.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Der Kollege Binding hat vor zwei Jahren gesagt – ich
darf das noch einmal aufgreifen –, dass Sie den Deut-
schen Bundestag mit einbeziehen wollten. Ich habe es
nicht erlebt, dass wir als Deutscher Bundestag zum
SWIFT-Abkommen gefragt worden sind. Wir werden
das jetzt nachholen. Wir werden den Deutschen Bundes-
tag mit einbeziehen. Schönen Gruß an Herrn Binding:
Im Gegensatz zu Ihnen und Ihren Kollegen setzen wir
das um, was wir ankündigen. 

(Beifall bei der FDP)

Wie schon gesagt: Ein Traumstart für den Daten-
schutz sieht anders aus. Aber wir haben vier Jahre Zeit,
den Datenschutz in Deutschland zu verbessern. 

Im Sport – ich komme gerade aus dem Sportaus-
schuss – wird beim ersten Fehlstart nicht gleich disquali-
fiziert, sondern verwarnt. 

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Außer beim Doping! – Josef Philip
Winkler [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Es
war also ein Fehlstart! Fehlstart für die Minis-
terin!)

Danach geht es wieder an die Linie, und es wird erneut
gestartet. Wir als FDP erwarten vom Bundesinnenminis-
ter, dass er jetzt beim Datenschutz aufs Tempo drückt.
Das haben Sie uns persönlich versprochen, sowohl beim
Arbeitnehmerdatenschutz als auch bei der Stiftung Da-
tenschutz. Wir nehmen Sie beim Wort. Verlassen Sie
sich darauf. 

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Nächste Rednerin ist die Kollegin Petra Pau für die

Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)
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Petra Pau (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

US-Terrorfahnder und -Geheimdienste können weiterhin
auf sensible Bank- und Kontodaten von EU-Bürgerinnen
und -Bürgern zugreifen. Lange Zeit taten sie dies illegal.
Nun dürfen sie das legal. Das ist des Pudels Kern. Das
ergibt sich aus dem SWIFT-Abkommen, das jetzt be-
schlossen wurde. Die Linke hat diesen geheimen Daten-
zugriff immer abgelehnt, und wir tun das auch weiterhin.

(Beifall bei der LINKEN)

Nun wird behauptet, das SWIFT-Abkommen zwi-
schen der EU und den USA sei besser als gar kein Ab-
kommen. Außerdem habe man ein wenig mehr Daten-
schutz vereinbaren können. Für mich klingt das wie „ein
bisschen schwanger“. „Ein bisschen schwanger“ gibt es
aber nicht. Das sollte sich selbst bis ins Bundeskabinett
herumgesprochen haben.

Das SWIFT-Abkommen legalisiert einen massiven
Einbruch in den Datenschutz. Verbriefte Bürgerrechte
werden damit außer Kraft gesetzt. Ich halte das für ver-
fassungswidrig. Verfassungsminister de Maizière hat das
zugelassen und damit alle Lobreden der neuen Regie-
rungskoalition auf Besserung beim Datenschutz getilgt.
Ich finde, das ist ein böses Omen.

(Beifall bei der LINKEN)

Außerdem wird verniedlicht, die Laufzeit des Ab-
kommens betrage ja nur neun Monate; danach könne ein
neuer Vertrag kommen. Zur Erinnerung: Das belgische
Unternehmen SWIFT wickelt täglich rund 15 Millionen
Finanztransfers ab. Das macht binnen neun Monaten
rund 4,2 Milliarden Transaktionen. Das Wörtchen „nur“
ist daher völlig fehl am Platz. 

Im Vorfeld der SWIFT-Vereinbarung gab es sogar
eine seltene Eintracht hier im Hause. Eine Mehrheit im
Bundestag schien dagegen, ebenso im Bundesrat. Daten-
schützer warnten, ebenso die Wirtschaft und selbst Ban-
ken. Es zeichnete sich also eine deutliche gesellschaftli-
che Mehrheit gegen dieses Abkommen ab. Diese
Mehrheit wurde ignoriert. Das ist Basta-Politik pur.

Man braucht auch nicht zu orakeln, warum der Rat
der Innenminister das SWIFT-Abkommen wenige Stun-
den vor Inkrafttreten des Lissabon-Vertrages durchgezo-
gen hat. Das EU-Parlament sollte ausgeschaltet werden.
Dasselbe trifft übrigens auf den Bundestag zu. 

Niemand muss sich daher wundern, wenn der allge-
meine Demokratieverdruss zunimmt. Immer mehr Bür-
gerinnen und Bürger fühlen sich ohnmächtig und ausge-
liefert. Das SWIFT-Abkommen sowie die Art und
Weise, wie es zustande kam, nährt solche Stimmungen
zusätzlich.

Kurzum: Die erste greifbare Tat der neuen CDU/
CSU-FDP-Regierung führt zu weniger Datenschutz und
weniger Demokratie. Das ist fürwahr bemerkenswert.

Nun lese ich, dass die Justizministerin gegen das Ab-
kommen war und es auch weiterhin kritisiert. Das nehme
ich der Kollegin Leutheusser-Schnarrenberger sogar ab.
Sie hat in den 90er-Jahren schon einmal bewiesen, dass
ihr libertäre Grundsätze wichtiger sind als ein Minister-
posten.

Was aber ist eigentlich mit dem Vizekanzler und Bun-
desaußenminister? Kollege Notz, Sie haben völlig recht:
Noch vor wenigen Wochen hat Guido Westerwelle als
FDP-Vorsitzender verkündet: „Ich bin die Freiheitsstatue
der Bundesrepublik Deutschland“.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die letzte vor Moskau sogar!)

– Ganz bestimmt. – Rund um das SWIFT-Abkommen
habe ich nichts von der Freiheitsstatue gehört. Es ist üb-
rigens ganz normal, Kollege Notz, dass wir von dieser
nichts gehört haben; denn Statuen sprechen nicht. Sie
fallen bestenfalls vom Sockel, und das ist offenbar er-
neut passiert.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zurück zu Ihnen, Herr Minister de Maizière. Sie ha-
ben auf die deutsche Bündnispflicht gegenüber den USA
verwiesen. Ich kenne allerdings kein Bündnisrecht, das
unser Grundgesetz außer Kraft setzt. Wohin ein solcher
Bündnisschwur führen kann, erleben wir seit Jahren in
Afghanistan. Auch deshalb bleibt die Linke dabei: Das
SWIFT-Abkommen ist ein Gift-Abkommen. Wir lehnen
es ab. 

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Das Wort hat nun der Bundesminister des Innern,

Dr. Thomas de Maizière.

Dr. Thomas de Maizière, Bundesminister des In-
nern: 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Die Kollegen Uhl und Piltz haben schon etwas
zu den Sozialdemokraten gesagt. Es tut mir ein bisschen
leid, weil wir mit den Sozialdemokraten in gemeinsamer
Regierungsverantwortung waren und natürlich zu all
dem stehen, was da beschlossen wurde. Aber wo Frau
Piltz recht hat, hat sie recht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Es ist nicht nur der Kollege Steinbrück, der sich im Rah-
men der deutschen Präsidentschaft mit einer einseitigen
Zusicherung der Amerikaner zufriedengegeben hat, son-
dern es war auch der deutsche Außenminister, der im
Sommer 2009 für den Europäischen Rat das Mandat ge-
geben hat, ein solches Abkommen auszuhandeln, und
zwar binnen eines halben Jahres. Damals war völlig un-
klar, ob der Lissabon-Vertrag in Kraft tritt oder nicht. 

(Dr. Dieter Wiefelspütz [SPD]: Reden Sie sich
nicht heraus! Ihre Entscheidung steht hier zur
Debatte, Herr Minister!)

– Ganz ruhig, Herr Wiefelspütz! Ich rede über den Zeit-
plan. – Wir in der damaligen Koalition, Herr Steinbrück,
Herr Steinmeier und ich, tragen auch Verantwortung für
diesen Zeitplan. Deswegen finde ich das, was die Sozial-
demokraten hier machen, geradezu aberwitzig, weil sie
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so tun, als ob sie bis vor wenigen Wochen nicht in der
Regierung gewesen wären.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Das Abkommen hält sich im Übrigen im Rahmen dieses
Mandats, das wir in der Regierung gemeinsam abgespro-
chen hatten, und führt sogar zu weiteren Verbesserun-
gen.

Frau Pau, Ihre ganze Argumentation beruht auf der
Behauptung, es gebe weiterhin Zugriff. Das trifft nicht
zu. Dieses Abkommen sichert gerade im Verhältnis zum
jetzigen Zustand, dass es keinen Zugriff mehr gibt. Zu-
griff gab es in den USA, wo der Server steht. Nun gibt es
keinen Zugriff mehr, sondern ein Ersuchen bei einem na-
tionalen Mitgliedstaat, Daten zu bekommen. Es ist etwas
ganz anderes, ob man zugreifen kann oder ob man fragt,
ob man Informationen bekommt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig! –
Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das liegt doch am Umzug des Un-
ternehmens!)

Anders als jetzt gibt es eine enge Zweckbindung. Es
gibt zudem keine Rasterfahndung. Die Löschungsfristen
von fünf Jahren sind lang; das hat Frau Leutheusser-
Schnarrenberger kritisiert. Das ist wahr. Aber ich will
schüchtern daran erinnern, dass für unsere Banken intern
ebenfalls Löschungsfristen von fünf Jahren gelten. Im
deutschen Geldwäschegesetz steht, dass die Banken eine
Aufbewahrungsfrist von fünf Jahren einzuhalten haben.
Ganz abwegig ist also eine Löschungsfrist von fünf Jah-
ren nicht. Bevor man andere Staaten kritisiert, sollte man
bei sich selber anfangen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir haben nun gerichtlichen Rechtsschutz, was es
bisher überhaupt nicht gab. Es gibt keinen Rechtsschutz
in Amerika. Das ist wahr und nicht zufriedenstellend.
Aber es gibt zum ersten Mal gerichtlichen Rechtsschutz
über die Grenzen der Nationalstaaten hinweg; das ist
gut. Zudem gibt es eine Überprüfung nach sechs Mona-
ten. 

(Zuruf des Abg. Frank Hofmann [Volkach] 
[SPD])

– Darf ich vielleicht einmal ausreden? Ich kann auch ein-
fach weiterreden, und Sie quatschen weiter dazwischen. 

Es gibt also eine Überprüfung nach einem halben
Jahr. Zum ersten Mal haben wir – unter Beteiligung eu-
ropäischer Datenschutzbeauftragter – die Möglichkeit,
in den Vereinigten Staaten zu überprüfen, ob dieses Ab-
kommen eingehalten wird oder nicht. Das ist nach unse-
rer Meinung nicht gut genug, aber das hat es noch nie
gegeben und ist deswegen prinzipiell gut. Wir haben da-
rüber hinaus noch weitere Verbesserungen erreicht, auch
nach der Koalitionsvereinbarung. Das betrifft insbeson-
dere den Punkt, dass sämtliche Zahlungsverkehre im Eu-
roraum nicht Gegenstand dieses Abkommens sind. Das
sind nun einmal die allermeisten, 

(Clemens Binninger [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!)
die die europäischen Bürger betreffen. Wir haben die
Frist auf neun Monate verkürzt. Darüber ist schon gere-
det worden.

Jetzt will ich noch etwas zum Parlament sagen. Das
Europäische Parlament kann sich selber wehren, aber ich
will es noch einmal sagen. Erstens haben wir, die alte
Regierung, und der Europäische Rat das Mandat für ein
halbes Jahr ausgehandelt, als noch völlig unklar war,
wann der Lissabonner Vertrag gilt. Zweitens habe ich
selbst nach dem Brief des schwedischen Ministerpräsi-
denten an den polnischen Parlamentspräsidenten über
die Frage der Konsultation im Europäischen Rat gefragt:
Was heißt das denn jetzt, wenn der schwedische Minis-
terpräsident sagt, das Parlament werde konsultiert? –
Dann hat der Juristische Dienst des Europäischen Rats
mitgeteilt, dass das nach Auffassung des Rats bedeutet,
dass das Europäische Parlament von sich aus, also ohne
dass das Europäische Parlament nachfragt, konsultiert
wird und das Europäische Parlament dann nach Art. 218
Abs. 6 des Lissabon-Vertrages die Möglichkeit hat, Ja
oder Nein zu sagen. Ich bin mit Frau Piltz ganz ge-
spannt, wie die sozialistische Fraktion dann entscheidet. 

(Dr. Hans-Peter Uhl [CDU/CSU]: Da schauen 
wir genau hin!)

Das ist ein neuer Fortschritt, den wir herbeigeführt ha-
ben, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

und das ist eine Reaktion auf die Kritik gewesen.

Wenn man das alles in allem bewertet, so muss ich sa-
gen, Frau Pau: Es gibt keine Bündnispflicht, es gibt aber
Bündnistreue. Deswegen sage ich Ihnen, dass nach unse-
rer Auffassung die Zusammenarbeit mit den USA in al-
len Fragen der Terrorbekämpfung für Deutschland und
die Europäische Union zur Aufrechterhaltung unserer
öffentlichen Sicherheit essenziell ist

(Dr. Dieter Wiefelspütz [SPD]: Wer bestreitet 
das?)

und deswegen einen hohen politischen Wert hat. Das war
der erste Grund, warum ich im Ergebnis das Abkommen
habe passieren lassen. Das ist aber nicht der einzige
Grund gewesen. Der zweite Grund ist: Nach meiner
Auffassung ist dieses Abkommen nicht vollständig be-
friedigend, aber es erhöht den Datenschutz erstens ge-
genüber der bisherigen faktischen Lage. Damit, mit Ver-
laub, ein Wort an die Grünen, obwohl es schon länger
her ist, dass Sie regiert haben: Ich habe von Ihnen nie et-
was darüber gehört, dass es einen Zugriff auf Daten in
den Vereinigten Staaten von Amerika gab. Zweitens er-
höht es den Datenschutz gegenüber der zukünftigen
rechtlichen Lage, weil ab 1. Februar 2010 nur das allge-
meine EU-Rechtshilfeabkommen gelten würde, und die-
ses Abkommen schränkt dieses Rechtshilfeabkommen
zugunsten des Datenschutzes ein. Für die Bürger der EU
ändert sich an dem Datenschutzniveau durch dieses Ab-
kommen nichts, aber wir erhöhen den Datenschutz für
das, was in Amerika passiert. Das, glaube ich, kann sich
insgesamt sehen lassen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Dr. Thomas de Maizière, Bundesminister des InnernBundesminister Dr. Thomas de Maizière
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Regierungspolitik – Oppositionspolitik ist etwas an-
deres – hat mit Verhandeln, Abwägen und Entscheiden
zu tun. Oppositionspolitik hat etwas damit zu tun, dass
man gegen eine Wand läuft und so tut, als gäbe es das
nicht. 

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie haben doch nicht entschieden! Sie
sind in die Knie gegangen! Das war alles!)

– Frau Künast, ich habe durch meine Enthaltung natür-
lich eine Entscheidung mit herbeigeführt. Da rede ich
gar nicht drumherum. Normalerweise wirkt eine Enthal-
tung so, als ob man keine Entscheidung trifft. Mir war
klar, dass diese Enthaltung deutlich macht, dass wir das
nicht gut genug finden, aber ein solches Abkommen pas-
sieren lassen können.

Nun will ich, Frau Piltz, gern hier öffentlich sagen,
dass ich – auch gemeinsam mit der FDP und diesem Par-
lament – alles tun will, um das Datenschutzniveau und
auch den Datenschutz allgemein, wie ich an anderer
Stelle deutlich gemacht habe, zu verbessern. Ich will nur
sagen: Das geht ab jetzt mit qualifizierter Mehrheit. Ich
habe mich im Europäischen Rat umgeschaut. Wir hätten
keine qualifizierte Mehrheit gegen dieses Abkommen
zustande bekommen.

(Reinhard Grindel [CDU/CSU]: So ist es!)

Das ist jetzt keine Kritik am Lissabon-Vertrag. Wir ha-
ben sogar wegen des Einstimmigkeitsprinzips mehr er-
reicht, als wir vielleicht mit qualifizierter Mehrheit hät-
ten erreichen können.

(Clemens Binninger [CDU/CSU]: Völlig 
richtig!)

Ich sage das nicht, weil wir uns nicht alle Mühe geben
wollen. Nur, ob mit der Regelung des Lissabon-Vertrags
die selbstbewusste Wahrnehmung deutscher Interessen
in der Innen- und Rechtspolitik immer leichter ist als mit
dem Einstimmigkeitsprinzip, werden wir noch sehen.

(Dr. Dieter Wiefelspütz [SPD]: Da hat er 
ausnahmsweise einmal recht!)

Darüber werden wir hier noch engagierte Debatten füh-
ren. Wir werden noch oft die Unterstützung der Sozial-
demokraten und der Grünen im Europäischen Parlament
und hier brauchen. Ich hoffe, wir bekommen sie dann
auch, wenn wir jetzt so verhandeln, dass es ab 1. Januar
2011 ein Abkommen gibt, das uns alle zufriedenstellt
und das Datenschutzniveau noch weiter erhöht.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Nächster Redner ist der Kollege Gerold Reichenbach

für die SPD-Fraktion.

Gerold Reichenbach (SPD): 
Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und Kol-

legen! Herr Minister, zunächst einmal muss man eines
klarstellen: Es geht nicht um das, was in der Vergangen-
heit passiert ist. Der betreffende Server im Jahr 2007
stand in den USA und befand sich damit im Rechtsraum
der Vereinigten Staaten. Einer der Gründe, warum Wirt-
schaft, Banken und auch die europäischen Länder darauf
gedrängt haben, dass er physisch in den europäischen
Bereich kommt – nach Belgien und in die Schweiz –,
war, dass wir dann die Möglichkeit haben, auf diesen
Server zuzugreifen, die Rahmenbedingungen festzule-
gen und zu bestimmen, welche Daten dort gespeichert
werden. 

Jetzt haben wir eine andere Situation. All das, was Sie
beschrieben haben – auch in Ihrer Begründung zum Be-
schluss –, alles, was die Kollegin Piltz von der FDP eben
vorgetragen hat, macht doch deutlich, dass der Zweck,
den Datenschutz gegenüber dem, was vorher in den
USA passiert ist, zu erhöhen, nicht erreicht wird, weil
man das Tor wieder aufgemacht hat.

(Gisela Piltz [FDP]: Nicht vollständig erreicht 
wird!)

Frau Piltz, ich darf Sie selbst zitieren. Sie haben eben
gesagt: Wo Sie die Möglichkeiten haben, tun Sie nichts;
aber hier die anderen angreifen, das ist billig. Genau das
war Ihre Strategie.

(Beifall bei der SPD – Gisela Piltz [FDP]: 
Nein, das ist die Wahrheit!)

Wir haben in diesem Hause erlebt, dass die FDP in der
Debatte über die Regierungserklärung nach dem Prinzip
vorgegangen ist: Früher gab es keinen Datenschutz, und
wir werden in der Regierung jetzt einmal zeigen, wie
Datenschutz aussieht. Sie sind dazu mit einer profilierten
Ministerin angetreten. Sie, Frau Piltz, haben hier, auch
unter Beschimpfung der Vorgängerregierung, große
Sprüche gemacht. Wenn ich mir jetzt anschaue, was
übrig geblieben ist, Frau Ministerin, dann fühle ich mich
an Heinrich Hoffmann erinnert: „… und die Mutter bli-
cket stumm auf dem ganzen Tisch herum“, aber sonst an
nichts.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Gisela Piltz [FDP]: Aber Sie
können die Ministerin jetzt nicht für meine
Sprüche verantwortlich machen!)

Sie treten in einer Koalition an und wollen den Daten-
schutz profiliert vorantreiben. Angesichts dessen erwarte
ich, Frau Ministerin, dass Sie dazu nicht nur unverbind-
lich in der Presse, sondern auch hier im Parlament Stel-
lung nehmen und deutlich machen, wo die Differenzen
zwischen Ihnen und dem Innenminister liegen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ich frage mich: Wurde es im Bundeskabinett themati-
siert, und wie war die Position der liberalen Minister
dazu?

Eines ist doch völlig klar – Sie haben es eben deutlich
gemacht –: Natürlich bedeutete diese Enthaltung fak-
tisch – das wusste jeder, der dementsprechend handelte –
die Ermöglichung, dass dieses Abkommen zustande
kommt,
Dr. Thomas de Maizière, Bundesminister des InnernBundesminister Dr. Thomas de Maizière
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(Dr. Dieter Wiefelspütz [SPD]: Sehr richtig!)

und deswegen soll man sich dabei nicht herumdrücken.

Im Vorfeld habe ich vonseiten der FDP großsprecheri-
sche Aussagen gehört: Das ist die Koalitionsfrage; das
wird mit uns nicht zu machen sein. Schauen Sie sich die
heutigen Kommentierungen aus der Wirtschaft, aber
auch der eigenen Parteifreunde in den Medien an! Im In-
ternet habe ich folgende Aussage Alvaros gefunden:

Ich stelle mir die Frage, ob de Maizières Alleingang
im Rat den Gepflogenheiten demokratischer Tradi-
tionen noch entspricht.

(Christine Lambrecht [SPD]: Hört! Hört!)

Das sagt Ihr eigener Parteikollege im Europaparlament,
und dennoch tragen Sie das hier im Parlament mit.

(Frank Hofmann [Volkach] [SPD]: Die Ange-
sprochenen könnten jetzt klatschen!)

Ich könnte noch eins draufsetzen, Herr Uhl. Ihr Kol-
lege Elmar Brok sagte vorgestern Abend auf Phoenix
wortwörtlich – ich bitte, zitieren zu dürfen, ohne mir
eine Ermahnung einzufangen –: „Das ist eine ausge-
machte Sauerei.“

(Frank Hofmann [Volkach] [SPD]: Die Ange-
sprochenen könnten klatschen!)

Dann wird auch deutlich, dass man an dieser Stelle, viel-
leicht weil man aus irgendwelchen Gründen glaubte, ge-
genüber den Vereinigten Staaten Bündnistreue leisten zu
müssen, vorschnell eingeknickt ist. 

Ich kann nur in Richtung FDP sagen: Wir haben zu
Beginn dieser Legislaturperiode nicht nur erlebt, wie in
Rekordzeit ein Minister ausgewechselt wurde, sondern,
Frau Piltz und liebe Kolleginnen und Kollegen von der
FDP, wir haben hier auch erlebt, wie in Rekordzeit aus
einem Datenschutztiger ein Bettvorleger geworden ist.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Gisela Piltz [FDP]: Ihr Pro-
blem ist: Sie sind nicht einmal als Tiger ge-
sprungen!)

Ich frage mich hier schon, wo der liberale Lautsprecher,
der heute Vizekanzler ist, geblieben ist. Das Handels-
blatt schreibt dazu: „Umso mehr war der Außenminister
gefragt.“ Wenn es stimmt, dass auch Druck seitens der
Amerikaner dahintersteht – der Innenminister hat es ja
indirekt bestätigt, indem er sagte, wir sind in der Bünd-
nispflicht –, dann ist der Kommentierung des Handels-
blattes, das ja nun wirklich kein sozialdemokratisches
Kampfblatt ist,

(Reinhard Grindel [CDU/CSU]: Na ja!)

zuzustimmen: 

Dann hätte er nicht nur als liberaler Politiker, son-
dern auch als Staatsmann versagt.

Dem ist nichts hinzuzufügen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Für die FDP-Fraktion hat nun der Kollege Christian

Ahrendt das Wort.

(Beifall bei der FDP)

Christian Ahrendt (FDP): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und

Herren! Die Stärke unserer Fraktion ist, dass wir hier
eingestehen, dass wir von dem SWIFT-Abkommen, das
am Montag in Brüssel auf den Weg gebracht worden ist,
enttäuscht sind.

(Christine Lambrecht [SPD]: Das ist doch 
keine Stärke!)

– Doch. Ihr Problem ist – das hat man ja vorhin an der
Rede von Herrn Reichenbach gemerkt –: Sie befinden
sich sozusagen im Zustand einer stärker werdenden Am-
nesie. Das ist die Diagnose. 

(Lachen bei Abgeordneten der SPD)

Das können Sie auch bei den Grünen beobachten. Die
sind immer noch im Zustand der Amnesie. Deswegen
schicken sie in dieser Debatte auch einen jüngeren Red-
ner nach vorne. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Was haben Sie noch
einmal gesagt? Habe ich gerade wieder verges-
sen!)

– Eben, Frau Künast, das ist ja das Kernproblem: Brül-
len ersetzt keine Argumente.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Zurufe vom BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Gleichwohl wird man zwei Dinge auch in Richtung
des Bundesinnenministers kritisieren müssen.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aha! – Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Also doch!)

Das Erste ist, dass man zu früh darüber gesprochen
hat, man werde sich möglicherweise enthalten. Wir alle
wissen, wie Verhandlungen in Brüssel laufen. Solche
Verhandlungen werden oftmals in Nachtsitzungen zu an-
deren Ergebnissen geführt, als man sie vorher erwartet
hat. Wenn man deutlich mit einem Nein gedroht hätte,
wäre in diesem Abkommen nach meiner Meinung auch
mehr Datenschutz erreichbar gewesen, als erreicht wor-
den ist. Dass überhaupt etwas erreicht worden ist, ver-
danken wir unserer Bundesjustizministerin, die in der
vergangenen Woche klar Wort für mehr Datenschutz in
diesem Abkommen geführt hat, und der FDP-Fraktion,
die das auch klar gesagt hat. Das ist unser Erfolg. Das
kann an dieser Stelle auch mit Recht gesagt werden.

(Beifall bei der FDP – Zuruf des Abg. Gerold 
Reichenbach [SPD])

Ich teile auch nicht das Argument, dass ein schlechtes
Abkommen besser sei als gar kein Abkommen. Abkom-
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men, die man schließt, haben immer Folgewirkungen,
weil man mit demjenigen, der mit dem Abkommen für
sich eine positive Grundlage erreicht hat, dann erst er-
neut verhandeln muss, dass er diese wenigstens zum Teil
wieder aufgibt. Deswegen haben Sie mit Ihrer Entschei-
dung in Brüssel auch eine Bringschuld übernommen: Sie
stehen in der Pflicht, in den künftigen Verhandlungen,
die es nach Ablauf der Frist für SWIFT geben wird, für
mehr Datenschutz, nämlich Datenschutz auf dem Ni-
veau, das wir hier in Deutschland haben, in diesem Ab-
kommen zu sorgen. Das ist die Bringschuld, die Sie ge-
genüber der FDP-Fraktion, aber auch gegenüber diesem
Haus, dem Datenschutz und den Bürgerinnen und Bür-
gern in Deutschland haben.

(Beifall bei der FDP)

Ein zweiter Aspekt, über den man, wie ich glaube,
nicht so leicht hinweggehen kann – er ist hier allgemein
kritisiert worden –, ist der Umstand, dass man dieses Ab-
kommen tatsächlich wenige Stunden bevor der Vertrag
von Lissabon in Kraft getreten ist verabschiedet hat. Es
wäre gut gewesen, wenn sich der Ministerrat hier zu-
rückgenommen hätte. Es wäre gut gewesen, wenn man
das Europäische Parlament entsprechend in die Debatte
eingebunden hätte. 

(Zuruf des Abg. Josef Philip Winkler [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Datenschutz berührt Grundrechte. Das Europäische Par-
lament hat eine hohe Legitimation. Es ist in freien und
gleichen Wahlen gewählt worden, und es ist damit auch
Quelle der Legitimation für Entscheidungen, die in
Grundrechte eingreifen. Das hätte man bedenken müs-
sen. Wenn Sie diesen Gedanken ins Feld geführt hätten,
dann hätten Sie auch ein Nein zu dem SWIFT-Abkom-
men sehr gut begründen können, ein Nein, das Ihnen
auch als Verfassungsminister gut zu Gesicht gestanden
hätte. 

Ich sage das noch einmal: Wir sind von dem Abkom-
men enttäuscht. Es wird jetzt darauf ankommen, mit dem
Europäischen Parlament bessere Ergebnisse zu errei-
chen. Dazu kann die Fraktion der SPD mit ihren Kolle-
gen im Europaparlament einen Beitrag leisten. Ich gehe
einmal davon aus, dass sich Frau Lambrecht und Herr
Reichenbach persönlich dafür einsetzen werden, dass
ihre Abgeordneten im Europaparlament gegen SWIFT
stimmen werden – das ist eine Möglichkeit, die unsere
Verhandlungen und unser Druck mit Blick auf dieses
Abkommen eröffnet haben –, und dann wollen wir ein-
mal sehen, wie Sie sich an dieser Stelle positionieren.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP – Gerold Reichenbach
[SPD]: Die Verhandler sitzen auf der Regie-
rungsbank!)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Das Wort hat nun der Kollege Josef Philip Winkler

für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Christian Freiherr von Stetten [CDU/CSU]: 
Josef, sachlich bleiben!)
Josef Philip Winkler (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen
und Kollegen! Der 30. November 2009 geht als schwar-
zer Tag für die Bürgerrechte und die parlamentarische
Demokratie in die Geschichte der Europäischen Union
ein. Schuld daran sind zwei Fraktionen in diesem Hohen
Hause, die die Regierung tragen, nämlich die FDP- und
die CDU/CSU-Fraktion. Das muss ich nach dieser De-
batte noch einmal deutlich betonen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Herr Kollege Ahrendt, wenn Sie sich hier schon als
parlamentarischer Hilfsdiagnostiker betätigen und bei
einzelnen Fraktionen des Hauses Amnesie diagnostizie-
ren, muss ich Ihnen sagen: Was Sie hier gezeigt haben,
war mindestens ein Fall von politischer Schizophrenie,
aber im schwersten Stadium.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Unter Ausschluss jeglicher parlamentarischer Mitbe-
stimmung wurde durch die Enthaltung von dem Herrn
Bundesinnenminister ein Datenschutz-Dumping einge-
leitet, das nur noch schwer aufzuhalten ist. Mit dieser
Entscheidung wurde den USA ein Blankoscheck ausge-
stellt, mit dem unser Grundrechtsschutz zur leeren Hülle
zu werden droht. Dabei hilft es überhaupt nicht, Herr
Minister, dass Sie sagen, es sei nur ein Interimsabkom-
men. Fakt ist doch: Der SWIFT-Server war in den USA
gewesen, und dieses Unternehmen hat gesagt: Wir wol-
len dem Zugriff durch die amerikanischen Behörden
nicht ausgeliefert sein. Deswegen wollen wir nach Bel-
gien gehen. – Und wie reagieren Sie darauf? Sie handeln
– und wollen uns das allen Ernstes als Verbesserung des
Datenschutzes verkaufen – ein Abkommen mit den USA
aus, das unsere Standards unterläuft.

(Beifall der Abg. Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Sie können als Innenminister nicht ernsthaft erwarten,
dass wir das als Begründung akzeptieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Herr Kollege Uhl, es ist doch eindeutig, dass es die
Entscheidungsmöglichkeiten des Europaparlamentes ein-
schränkt, wenn Sie jetzt in Verhandlungen mit der ameri-
kanischen Seite einsteigen und Verbesserungen und Ver-
änderungen an Stellen durchsetzen wollen, die Sie nicht
für richtig halten, die wenige Monate zuvor im Europäi-
schen Rat noch eine Mehrheit gefunden haben. Das kön-
nen Sie doch nicht allen Ernstes als Verbesserung der
Möglichkeiten der parlamentarischen Begleitung durch
das Europaparlament verkaufen, wie Sie das vorhin hier
gemacht haben. Erkundigen Sie sich einmal bei Ihren
Kolleginnen und Kollegen im Europaparlament;

(Dr. Hans-Peter Uhl [CDU/CSU]: Das habe
ich getan! Die können das Abkommen ableh-
nen!)
(B)
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die werden sich für diese Art der Interpretation herzlich
bedanken! 

Es handelt sich um einen würdelosen Vorgang. Es ist
quasi eine Beleidigung des europäischen Parlamentaris-
mus, diese Entscheidung einen Tag – genauer gesagt
fünf Stunden – vor Inkrafttreten des Lissabon-Vertrages
herbeizuführen. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Das war Ihre erklärte Absicht und die erklärte Absicht
der Bundesregierung und des Europäischen Rates, egal
was Sie hier vorgetragen haben. Sie wollten es entschie-
den haben, damit die Mitglieder des Europäischen Parla-
ments ihre angemessene Kritik nicht in einer rechtlich
bindenden Form einbringen können. Das finde ich schä-
big.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Nun zur FDP-Fraktion. Frau Piltz hat hier kraftvoll
vorgetragen. Hätten Sie nur so kraftvoll in Bezug auf
Ihre Ministerin oder in Richtung des Innenministers vor-
getragen!

(Gisela Piltz [FDP]: Sie sind Gott sei Dank 
nicht bei all meinen Gesprächen dabei!)

Dann hätten wir – ebenso wie die Bürgerrechte in
Deutschland und in Europa – alle mehr davon, als wenn
Sie jetzt kraftvolle Zwischenrufe machen und kraftvolle
Reden halten. Reden Sie doch einfach einmal mit Ihrem
Koalitionspartner über solche Themen!

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Reinhard Grindel
[CDU/CSU]: Furchtbar war das!)

Haben Sie denn keine Koalitionsrunde? Wofür gibt es
das denn? Ich nehme es Ihnen schlicht und ergreifend
nicht ab, dass dieses Thema ein Kernthema Ihrer Politik
ist; denn Sie haben selber bewiesen – der Innenminister
hat sich nämlich enthalten –, dass Ihnen das wurscht ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Frau Justizministerin, Sie und Ihre gesamte Partei ha-
ben Ihren Wählerinnen und Wählern eine Renaissance
der Bürgerrechte versprochen. Das ist aber keine Renais-
sance, das ist allenfalls – wenn man es gut meint – Bie-
dermeier: Rückzug ins Private vor dem bösen Koali-
tionspartner im Staate. 

(Reinhard Grindel [CDU/CSU]: Machen Sie 
aber nicht den Brandstifter!)

– Frau Präsidentin, das ist ein Fall für Sie. Wenn Herr
Grindel von Brandstifter spricht, dann hat man das Ge-
fühl, er habe zu oft in den Spiegel geschaut. Aber egal.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN – Zu-
rufe von der CDU/CSU: Oh! – Reinhard
Grindel [CDU/CSU]: Da warst du schon bes-
ser!)

Es hilft den Bürgerrechten nichts, wenn sie in Sonn-
tagsreden auf Parteitagen der FDP und in der FDP-Frak-
tion verteidigt werden, von der Bundesregierung aber
entsprechende Maßnahmen nicht ergriffen werden, um
für ein Abstimmungsverhalten zu sorgen, das der Mei-
nung der FDP wenigstens ansatzweise entspricht.

Sie haben sich nicht durchgesetzt. Sie sollten in Zu-
kunft vielleicht etwas kleinlauter argumentieren. 

(Gisela Piltz [FDP]: Das hätten Sie einmal aus 
Ihrer Regierungszeit lernen sollen!)

Sie sind mit Sicherheit nicht die Anwälte und Anwältin-
nen der Bürgerrechte. Wer solch einen Anwalt hat, dem
kann man wirklich nur raten, den Anwalt zu wechseln.

Herzlichen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Nächster Redner ist der Kollege Armin Schuster für

die CDU/CSU-Fraktion.

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/CSU): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Die Opposition diskutiert in diesem Zusammenhang
seit einer Stunde in erster Linie Verfahrens- und Daten-
schutzfragen. 

(Christine Lambrecht [SPD]: Zu Recht!)

Ich möchte Ihre geschätzte Aufmerksamkeit gerne auf
einen entscheidenden Aspekt lenken, der mir sehr wich-
tig ist, nämlich die Frage: Was kommt eigentlich innen-
politisch hinten heraus, wenn man das Abkommen um-
setzt?

Erstens. Wir erhalten – dieser Punkt kommt mir in
dieser Debatte zu kurz – wertvolle Anhaltspunkte zur in-
ternationalen Terrorismusfinanzierung, zu Zielpersonen
in Deutschland, zu Strukturen und Hintermännern, wo-
rauf man auf gar keinen Fall verzichten kann. Das ist
auch keine blanke Theorie. Wir haben in den vergange-
nen Jahren Meldungen über circa 100 relevante Treffer
der Amerikaner erhalten, die für uns in diesem entschei-
denden kriminalpolizeilichen Feld sehr wichtig sind.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Zweitens. Ich bleibe dabei, egal was die Damen und
Herren der Opposition sagen: Wir erhalten mit diesem
Abkommen ein verbindliches Datenschutzniveau, 

(Gerold Reichenbach [SPD]: Nach dem
Motto: Egal welches Niveau, Hauptsache Ni-
veau!)

das im Zusammenhang mit SWIFT-Datenauswertungen
seit acht Jahren in Deutschland so noch nie bestanden
hat. Das ist ein Erfolg.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Der Zweck des Abkommens besteht darin, die finan-
ziellen Beatmungssysteme des internationalen Terroris-
mus zu identifizieren und auf diese Weise Kenntnis von
Verdachtsfällen zu bekommen und Fahndungshinweise
zu erhalten. Das hat sich seit Jahren in der Praxis be-
währt, war aber datenschutzrechtlich nach deutschen
Maßstäben kaum bis gar nicht geregelt.

Das heute diskutierte Abkommen legt jetzt endlich
verbindliche juristische Standards für diese Praxis fest.
Von 2001 bis 2004 gab es eine amerikanische Selbstbe-
dienung. Das hat hier keinen Menschen gestört.

(Reinhard Grindel [CDU/CSU]: So ist es!)

Ich muss Sie nicht daran erinnern, wer zu dieser Zeit re-
giert hat. Seit 2007 arbeiten wir datenschutzrechtlich mit
einer von Herrn Steinbrück akzeptierten einseitigen, vor-
läufigen Zusicherung der USA – eine tolle Konstruktion –,
datenschutzrechtliche Mindeststandards gegebenenfalls
einzuhalten. Da waren wir, gemessen an der Entrüstung,
die bei Ihnen jetzt ausbricht und die ich überhaupt nicht
verstehe, verdammt großzügig.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Gerold Reichenbach [SPD]: Der Server stand
in den USA! Das unterlag damals amerikani-
schem Datenrecht! Jetzt unterliegt es aber eu-
ropäischem Recht!)

– Herzlichen Dank für die Information. Aber ich recher-
chiere auch sehr gut.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, wir beenden diesen Zu-
stand. Wir haben wesentliche Forderungen des Bundes-
rates in das Abkommen übernommen. Beispielsweise
sind Missbrauchsvorkehrungen verankert. Der Zugriff
der US-Fahnder ist nur bei konkretem Terrorverdacht
gestattet. 

(Christine Lambrecht [SPD]: Stimmt doch gar 
nicht!)

Dies prüft die belgische Behörde, bei der um eine Daten-
übermittlung ersucht werden muss, bevor man an die
Daten herankommt. Zudem sind Echtzeitprüfungen im
Rahmen von SWIFT vorgesehen. Dies alles sind recht
große Hürden. 

Jetzt kommt das Entscheidende: Außer Griechenland,
Ungarn und Österreich hätte kein anderer europäischer
Partner bei solchen Hürden mitgemacht. Wir haben gera-
dezu Glück, dass wir mit dieser Enthaltung das Ganze
durchbekommen haben; wenn es hier um eine Mehr-
heitsentscheidung gegangen wäre, hätten wir es auf die-
sem Niveau nie durchbekommen, obwohl der französi-
sche Richter bei internationalen Prüfungen feststellt: Ihr
braucht euch keine Sorgen zu machen; dieses System
wird von den Amerikanern sicher angewandt. Das haben
wir erreicht!

Für mich ist das ein klarer Verhandlungserfolg. Ich
betone: Wir sind auf dem Weg zu den hohen deutschen
Datenschutzstandards, von denen wir einige Europäer
noch überzeugen müssen. Ich wiederhole: Wir sind auf
dem Weg und noch nicht am Ziel. 
(Beifall bei der CDU/CSU)

Der Weg dorthin beginnt mit ersten Schritten. Folgendes
unterscheidet uns in allen Politikfeldern: Wir wissen,
was wir wollen, und Sie wissen, was Sie nicht wollen. 

(Mechthild Rawert [SPD]: Warten Sie mal ab!)

Deswegen ergreifen wir Maßnahmen und gehen die ers-
ten Schritte. So erreichen wir auch unsere Ziele. 

(Beifall bei der CDU/CSU – Josef Philip
Winkler [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Mit
einer Enthaltung!)

Wir wollen die Strukturen weltweit agierender Terror-
organisationen identifizieren. Dafür sind internationale
Finanzermittlungen unverzichtbar. Deshalb war die Ent-
haltung Deutschlands in Brüssel für mich in dreifacher
Hinsicht goldrichtig: 

Erstens. Wir haben weiterhin klare Verhältnisse in der
Terrorismusbekämpfung und bleiben ein zuverlässiger
Partner im transatlantischen Bündnis.

Zweitens. Wir haben dem Recht auf informationelle
Selbstbestimmung des Einzelnen in Deutschland deut-
lich mehr Geltung verschafft, als das in den vergangenen
Jahren der Fall war. 

Drittens. Wir haben in der Europäischen Union und
gegenüber den USA ein klares Ausrufungszeichen ge-
setzt, dass wir die kommenden Monate nutzen werden,
um im endgültigen Abkommen deutsche Datenschutz-
standards noch stärker zu betonen. 

(Dr. Hans-Peter Uhl [CDU/CSU]: Sehr gut!)

Diese Lösung ist verantwortungsvoll, europäisch und
praktikabel. Das ist Politik für die Wirklichkeit. 

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Christian Freiherr von Stetten [CDU/CSU]: Es
ist eigentlich alles gesagt, und wir können
heimgehen!)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Herr Kollege Schuster, dies war Ihre erste Rede in

diesem Haus. Ich gratuliere Ihnen sehr herzlich dazu und
wünsche Ihnen für Ihre weitere Arbeit eine glückliche
Hand, viel Freude und Erfolg.

(Beifall)

Nun hat das Wort die Kollegin Christine Lambrecht
für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Christian
Freiherr von Stetten [CDU/CSU]: Lassen Sie
doch mal den Wiefelspütz reden! – Gegenruf
des Abg. Gerold Reichenbach [SPD]: Wir set-
zen unsere Geheimwaffe gezielt ein!)

Christine Lambrecht (SPD): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und

Herren! Ich darf meinem Vorredner zu seiner ersten
Rede hier im Parlament gratulieren. Ich kann ihm aber
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nicht zu dem Inhalt gratulieren, den er hier vorgetragen
hat. Herr Schuster, Sie haben gesagt, es seien die Voraus-
setzungen dafür geschaffen worden, dass Daten nur dann
übermittelt werden, wenn ganz konkrete Verdachts-
gründe benannt worden seien. Dazu kann ich nur sagen:
Sie hätten sich, insbesondere in Vorbereitung für Ihre al-
lererste Rede hier im Parlament, die Mühe machen sol-
len zu recherchieren, und hätten vielleicht, wie dies zu-
mindest bei Juristen üblich ist, einen Blick in das Gesetz
werfen sollen. An dieser Stelle würde ich Ihnen raten,
Art. 5 Abs. 2 des Abkommens nachzulesen. Dort steht
nämlich, dass auf der Grundlage bereits vorliegender In-
formationen oder Beweisinformationen, die die An-
nahme stützen, dass der Gegenstand der Abfrage einen
Bezug zu Terrorismus oder Terrorismusfinanzierung hat,
eine Datenübermittlung möglich ist. Mit Verlaub, mit
konkreten Verdachtsmomenten hat es nun wirklich
nichts zu tun, wenn ich das alles auf die Annahme stütze. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Ilja 
Seifert [DIE LINKE])

Ich würde also ausgerechnet in der ersten Rede nicht ei-
nen solchen Quatsch erzählen.

Zu den Beiträgen der Redner aus der neuen Koalition
muss ich sagen: Man hat nicht gemerkt, dass die FDP
mittlerweile in der Regierungsverantwortung ist. Frau
Piltz hat im üblichen Reflex SPD und Grüne beschimpft 

(Gisela Piltz [FDP]: War ja auch leicht!)

und Behauptungen aufgestellt. Herr Ahrendt hat sich
dann darauf eingeschossen, den CDU-Minister zu kriti-
sieren und ihm zu erklären, was alles falsch gelaufen ist.
Vielleicht haben Sie es noch nicht gemerkt: Sie sind mit
in der Regierungsverantwortung und müssen dann auch
dafür stehen. 

(Gisela Piltz [FDP]: Und Sie waren es!)

– Wir waren es; aber Sie sind es jetzt. Deswegen müssen
Sie sich das, was Sie einmal ausgesagt haben, anrechnen
lassen. Sie hätten ansonsten nicht in Ihrem Koalitions-
vertrag festschreiben dürfen, dass Sie beim SWIFT-Ab-
kommen ein hohes Datenschutzniveau, also strikte
Zweckbindung und Löschen der Daten, wollen.

 (Gisela Piltz [FDP]: Sie haben vorsichtshalber 
überhaupt nichts dazu gesagt!)

– Sie wollen das erreichen. Wir reden über Sie, nicht
über uns. Sie sind an der Regierung, wir leider nicht; da
haben Sie recht. Es ist schade, dass wir nicht in der Ver-
antwortung stehen, aber das ist nun einmal so. 

(Christian Ahrendt [FDP]: Hätten Sie anders
verhandelt, hätten wir es nicht so schwer ge-
habt!)

Es bringt uns nicht weiter, dass Sie im Koalitionsvertrag
festschreiben, sich für einen „effektiven Rechtsschutz“
und „klare Regelungen bezüglich Weitergabe“ der Daten
an Drittstaaten einzusetzen, wenn am Ende überhaupt
nichts dabei herauskommt. 
(Gisela Piltz [FDP]: Wir haben zumindest eine 
Idee gehabt!)

Wer am 27. September die FDP gewählt hat, weil er
allen Ernstes geglaubt hat, sie stehe für das, was sie ver-
spricht, nämlich für Bürger- und Freiheitsrechte sowie
Datenschutz, kann heute die Augen schließen. Das, was
er dann sieht, das hat er bekommen, nämlich nichts. 

Schauen Sie sich einmal an, was Sie hier erreicht ha-
ben! 

(Gisela Piltz [FDP]: Mehr als Sie in zwei 
Jahren in der Regierung!)

– Sie haben mehr erreicht als wir; denn wir sind nicht in
der Regierung, da haben Sie völlig recht. So langsam hat
man den Eindruck, Sie hätten schon die Nase voll davon,
in der Verantwortung zu stehen. Es wird aber wahr-
scheinlich noch eine Weile so weitergehen, dass Sie sich
anhören müssen, wo Ihre Fehler liegen. Herr Ahrendt,
Sie haben diese Aufgabe selbst übernommen: Sie über-
nehmen die Aufgabe der Opposition, indem sie uns er-
klären, was Herr de Maizière bei den Verhandlungen al-
les falsch gemacht hat. Da kann ich nur sagen: Schade,
dass Sie das nur hier erklären; die zuständige Ministerin
hätte es im Kabinett deutlich erklären und dafür sorgen
müssen, dass es zu entsprechenden Konsequenzen
kommt. 

Frau Leutheusser-Schnarrenberger, in der ersten De-
batte, die wir hier geführt haben, sind Sie aus den Reihen
der Opposition auf SWIFT angesprochen worden. Sie
haben dann gesagt: „Warten Sie einmal ab …!“ Alles,
was wichtig sei, komme noch in das Abkommen
hinein. – Sie können das im Plenarprotokoll nachlesen.
Heute muss ich sagen: Sie haben nichts erreicht. Damals
haben Sie also nur Nebelkerzen geworfen und den Ein-
druck erweckt, Sie seien eine tatkräftige Ministerin, die
jetzt hier eingreife. 

Was passiert heute? Nachdem Sie nichts erreicht ha-
ben, versprechen Sie uns, bei der nächsten Runde werde
alles besser und Sie würden dafür sorgen, dass der Da-
tenschutz eingehalten wird. Ich muss Ihnen sagen: Die
Vorschusslorbeeren sind zu Unrecht an Sie gegangen.
Mittlerweile haben Sie Ihre Position, für die Sie gewählt
wurden und wegen der Sie persönlich ein hohes Ansehen
hatten, über Bord geworfen. Es geht nur noch darum, zu-
sammenzubleiben und keinen weiteren Krach in der
Koalition hervorzurufen. Nach den Vorgängen der letz-
ten Woche ist es kein Wunder, dass man auf Gedeih und
Verderb versucht, zusammenzuhalten. 

Wir werden Ihnen das nicht durchgehen lassen. Das
ist ein Affront gegen alle Menschen, die sich darauf ver-
lassen haben, dass Sie sich für Datenschutz einsetzen. Es
ist ein Affront gegen das Europäische Parlament. Das ist
wirklich eine Unverschämtheit und eine schwarze
Stunde für Freiheitsrechte, Bürgerrechte und den Daten-
schutz. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
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Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Nächster Redner ist der Kollege Manfred Kolbe für

die CDU/CSU-Fraktion.

Manfred Kolbe (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Die Vertreter der Arbeitsgruppe Finanzen meiner Frak-
tion interessieren sich in dieser Debatte insbesondere für
folgende Aspekte: Wie sehen die Finanzwirtschaft und
die Banken, aber auch die übrige Wirtschaft das SWIFT-
Abkommen? Man muss zugeben, dass sich ihre Vertreter
eindeutig geäußert haben. Ich zitiere den Zentralen Kre-
ditausschuss, der am Montag mitteilte: Wir bedauern die
heute in Brüssel übereilt getroffene Entscheidung über
die Weitergabe von Bankkundendaten an die USA. Die
datenschutzrechtlichen Bedenken sind damit nicht ge-
löst. Die USA können damit weiter auf Bankdaten euro-
päischer Bürger zugreifen. Das EU-Parlament hätte in
die Entscheidung einbezogen werden müssen. Wir set-
zen uns dafür ein, dass das Übergangsabkommen nach
den neun Monaten wieder aufgeschnürt und neu verhan-
delt wird.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Wolfgang Wieland
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Dem ist we-
nig hinzuzufügen, Herr Kollege!)

Auch die deutsche Wirtschaft hat ihre Befürchtungen.
Ich zitiere den Hauptgeschäftsführer des BDI, Werner
Schnappauf: 

Wir warnen vor der Gefahr, dass Unternehmen aus-
spioniert werden. … Aus dem Zahlungsverkehr von
Unternehmen lassen sich Rückschlüsse auf Märkte,
Vertragspartner und Geschäftsvolumina ziehen.

Man muss klar sagen: Diese Bedenken der Banken
und der Wirtschaft müssen wir ernst nehmen. 

(Wolfgang Wieland [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Vorher hätten Sie sie ernst nehmen sol-
len!)

Wahr ist aber auch – das haben schon einige Vorred-
ner gesagt –: Erstens. Dieses SWIFT-Abkommen ist bes-
ser als kein Abkommen. Das sieht auch die Kreditwirt-
schaft so. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU –
Gerold Reichenbach [SPD]: Das stimmt
nicht!)

Seit 2001 haben die amerikanischen Behörden Konto-
daten europäischer Bürger abgerufen, ohne dass hierzu-
lande irgendeine staatliche Stelle Einfluss auf den Um-
gang mit diesen Daten hatte. Meine Damen und Herren
von den Grünen, 2001 waren Sie an der Regierung.
Auch wenn der Server damals in den USA stand, hätten
Sie das innerhalb Ihrer Regierung thematisieren können.
Das haben Sie nicht getan. Wir thematisieren das heute.

(Wolfgang Wieland [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das wussten wir nicht! Das haben sie
heimlich getan! Sie haben das damals als Op-
position auch nicht thematisiert, weil es heim-
lich geschah!)

Zweitens. Es ist gemeinsames Anliegen Europas und
der USA, den internationalen Terrorismus zu bekämp-
fen. Das Abkommen enthält deshalb erstmals eine um-
fassende Zweckbindung an die Terrorismusbekämpfung
und effektive Missbrauchsvorkehrungen, und das ist
richtig so. Künftig wird deshalb die Datennutzung an
enge Tatbestandsvoraussetzungen gebunden. Abfragen
aus der Datenbank des US-Finanzministeriums sind nur
noch zu Personen zulässig, die aufgrund vorliegender In-
formationen im Verdacht auf Verbindung mit dem Terro-
rismus stehen. Weitergehendes, etwa eine Rasterauswer-
tung, ist unzulässig. 

(Leo Dautzenberg [CDU/CSU]: Das ist ein 
Erfolg!)

– Das ist auch ein Erfolg des Interimsabkommens. 

Drittens. Es handelt sich um ein Interimsabkommen
für neun Monate. Diese neun Monate müssen wir nut-
zen, um ein besseres Abkommen auszuhandeln. Dafür
gelten dreierlei Aspekte.

Erster Aspekt. Sicherheit und Freiheit gehören in ei-
ner offenen Gesellschaft untrennbar zusammen. Deshalb
stehen bei der Aufdeckung und Verfolgung der Finanzie-
rung terroristischer Straftaten die Bürgerrechte nicht zur
Disposition. 

Zweiter Aspekt. Das gilt auch für den Schutz sensi-
bler Bankdaten. Vertrauliche Finanztransaktionen bil-
den die Grundlage der wirtschaftlichen Entwicklung. Es
muss sichergestellt sein, dass die Gefahr von Wirt-
schafts- und Industriespionage ausgeschlossen wird. 

(Wolfgang Wieland [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wie denn?)

Dritter Aspekt. Wir brauchen eine substanzielle Betei-
ligung des Europäischen Parlaments und der nationalen
Gesetzgebungsorgane sowie ein transparentes Verfahren,
in dem all diese Punkte erörtert werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

In diesem Sinne werden wir uns sowohl in der Ar-
beitsgruppe Finanzen als auch in der Fraktion einsetzen.

Danke.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Letzter Redner in dieser Debatte ist nun der Kollege

Clemens Binninger für die CDU/CSU-Fraktion.

(Gerold Reichenbach [SPD]: Bis jetzt hat noch
kein Redner begründet, warum es richtig war,
was de Maizière gemacht hat!)

Clemens Binninger (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Meine Damen und Herren! Sinn und Zweck dieses
Abkommens ist es, die Finanzierung des Terrorismus
aufzudecken und ihn zu bekämpfen. Heute Nachmittag
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war viel die Rede davon, dass dieses Abkommen ein An-
schlag auf die Bürgerrechte sei. Es wurde vieles behaup-
tet, was nicht zutrifft, beispielsweise dass pauschale
Abfragen möglich seien. Ich sage Ihnen: Es wäre ein
Anschlag auf die Bürgerrechte, wenn wir es versäumen
würden, die Finanzierung des Terrorismus zu bekämp-
fen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das, was Innenminister de Maizière in diesem Ab-
kommen verhandelt hat, mag nicht allen genug sein, aber
es ist ein beachtlicher Erfolg. Er hat erreicht, dass es eine
klare Zweckbindung gibt. Nur bei Terrorverdacht dürfen
Abfragen gemacht werden. Er hat erreicht, dass es Da-
tenschutzvorschriften gibt. Er hat erreicht, dass es Auf-
bewahrungsfristen und -pflichten gibt. Wer all das be-
streitet, dem empfehle ich, Art. 5 dieses Abkommens zu
lesen, in dem eine ganze Reihe von Punkten aufgenom-
men worden ist, die vorher nicht Gegenstand des Ab-
kommens waren. Das ist ein Erfolg für den Datenschutz
und für die Bürgerrechte. Das verdanken wir dem Ver-
handlungsgeschick unseres Bundesinnenministers. Das
muss man festhalten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Man kann offen sagen: Es ist vielleicht nicht genug. 

(Wolfgang Wieland [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sagt die Bundesregierung! Deshalb
konnten wir nicht zustimmen!)

Es gibt auch aus unseren Reihen Stimmen, die sich dafür
aussprechen, dass man nachverhandeln sollte. Aber es
gehört zur Ehrlichkeit dazu, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, festzuhalten, dass 23 von 27 EU-Nationen diese
Verschärfungen nicht wollten. Offensichtlich reicht
23 Ländern das Datenschutzniveau, das nun festge-
schrieben ist. Wir sind zwar nicht dabei, aber es gehört
zur Ehrlichkeit dazu, das zu akzeptieren und keine Er-
wartungen zu wecken, die hinterher nicht erfüllt werden
können. 

Warum es diesen 23 Staaten reicht, hat vielleicht auch
mit einem Prüfbericht zu tun, den die Europäische Union
im Jahr 2008 in Auftrag gegeben hat. Ein neutraler Sach-
verständiger, ein französischer Richter, wurde beauf-
tragt, das Verfahren bezüglich datenschutzrechtlicher
Vorschriften zu überprüfen. Er hat zwei Erkenntnisse in
seinen Bericht hineingeschrieben:

Erstens. Die Datenschutzvorschriften, zu denen sich
die USA verpflichten, werden zweifelsfrei eingehalten.

Zweitens, und das ist das Interessante für uns: Von
dieser Praxis profitieren vor allen Dingen EU-Staaten,
die pro Jahr mehrere Treffer zur Terrorfinanzierung be-
kommen – Kollege Schuster hat darauf hingewiesen –
und Anschlussermittlungen durchführen können. Wer
das negiert, redet gegen unsere Sicherheit und tut dem
Datenschutz überhaupt keinen Gefallen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Jetzt wird immer wieder gesagt, der Minister hätte mit
Nein stimmen sollen. Damit hätte er das gesamte Ab-
kommen aufgehalten. Warum ist das keine Alternative?
Was wäre denn dann passiert? Dann hätten wir keinen
rechtlichen Rahmen gehabt. Dann wäre der Zustand, den
wir hatten, geblieben. 

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nein!)

Dann hätte es eine einseitige Verpflichtung gegeben.
Dem Datenschutz wäre überhaupt nicht gedient gewe-
sen, wenn der Minister Nein gesagt hätte. Es war richtig,
dass er das nicht aufgehalten hat. Jetzt haben wir einen
verbindlichen Rahmen, der sehr viel besser ist als das,
was wir all die Jahre davor hatten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich glaube, dass man einigen Kritikern aus den rot-
grünen Reihen heute Nachmittag einmal den Spiegel
vorhalten muss.

(Wolfgang Wieland [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Mutig!)

Die Praxis, Bankdaten auf Anhaltspunkte zur Terror-
finanzierung zu durchsuchen, gibt es seit acht Jahren,
seit 2001. Sie ist eine Folge der UNO-Resolution 1373,
in der diese Maßnahmen bei Zustimmung aller Vertrags-
partner festgeschrieben wurden. Sie wurden vier Jahre
lang praktiziert, ohne Abkommen, ohne Regeln, ohne ir-
gendetwas. Wer hat damals regiert? Das war Rot-Grün.
Das hat Sie nicht interessiert.

(Wolfgang Wieland [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dass die Daten so genutzt werden, das
haben auch Sie nicht gewusst!)

– Herr Wieland, Sie haben gesagt, dass Sie das nicht ge-
wusst haben. Es ist ja noch schlimmer, wenn Sie vier
Jahre lang regiert und nichts gewusst haben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Aber das hat bei Ihnen ja eine gewisse Tradition. Wenn
Rot-Grün im Rahmen der Terrorbekämpfung Gesetze
gemacht hat, waren sie immer handwerklich unsauber
oder eher falsch. 

(Wolfgang Wieland [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ach ja? Warum laufen sie alle weiter,
wenn sie so eindeutig schlecht waren?)

Das Luftsicherheitsgesetz war verfassungswidrig, die
Onlinedurchsuchung wollten Sie per Erlass anordnen,
und bei den SWIFT-Daten haben Sie schlicht und ein-
fach fünf Jahre gepennt. 

(Wolfgang Wieland [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Weil es heimlich geschah!)

Jetzt haben wir eine Vereinbarung, die den Daten-
schutz festschreibt. Das ist ein Verhandlungserfolg unse-
res Innenministers. Das Europäische Parlament ist ge-
rade nicht außen vor.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Deswegen sind die auch so be-
geistert!)
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Auf dieser Grundlage können wir weiterarbeiten. Ein
vertragsloser Zustand wäre das Schlechteste gewesen,
was wir hätten erreichen können, sowohl für unsere Si-
cherheit als auch für den Datenschutz. Deshalb völlige
Zustimmung zum Abstimmungsverhalten des Ministers
und Zustimmung zu dem, was er in dieser schwierigen
Situation verhandeln konnte.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)
 

(D)
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